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Dagegen wurden aufgeiwimncn:

1. Nenbemessene . 534

2 . Reassumirte . 202

3 . Durch Erwerbung des Heimatsrechres . . . 480

Zusammen . . . 1216

eS wurden somit mehr ausgeschieden . 290

nach deren Abzug die Anzahl sämmtlicher Wähler sich mit . . . . 17 . 169

beziffert.

Die Anzahl der wegen rückständiger Steuer nicht berechtige

ten Wähler des Borjahres ( 1863 ) betrug . 2166

derjenigen des laufenden Jahres . 2889

sonach im Jahre 1864 mehr um . 723

Daher die Anzahl der Wähler unmittelbar vor Beginn

der Reklamazionsfrist sich mit . . 16 .446

bezifferte.

Während der Reklamazionsfrist sind noch zugewachsen:

а ) in Folge Reklamazion . 97

б) über Einzahlung der rückständigen Steuer . . 466

Zusammen . . . 563

Dagegen wurden gelöscht:

а ) wegen Ableben . 61

б ) wegen KonknrSanmeldnngen . 6

o) wegen Uebersiedlung außerhalb Wiens . . . . 69

Zusammen . . . 136

mithin war ein Zuwachs von . 427

Die Gesannntsnmme der Wähler prn 1864 betrug daher . 16 .873

wornach sich der Stand der Wähler gegen das Vorjahr um . . . . 586
verminderte.
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Bei der vom Gemeinderathe vorgcnommenen Prüfung der Wah¬

len erhielten sämmtliche Gewählte ihre Bestätigung und es ergab sich,

daß 22 der Gewählten neu in die Versammlung eintraten , mithin 23

der Ausgetretene » neuerlich durch das Vertrauen ihrer Mitbürger in den

Gemeinderath berufen wurden.

Nachdem aber im II . Wahlkörper des I . Bezirkes und im selben

Wahlkörper des II . Bezirkes eine Doppelwahl stattgefnnden hatte und

nachdem ein im III . Wahlkörper des VIII . Bezirkes Gewählter sein

Mandat zurückgelegt hatte , so mußten sowohl im II . Bezirke als im

VIII. Bezirke Nachwahlen vorgenommen werden, welche bei der Wahl
Prüfung gleichfalls ihre Bestätigung fanden.

Was die Bezirksausschüsse anbelangt , so fand es der Gemcinderath

bei dem Umstande , als im Laufe der Jahre theils durch Ableben , theils

dnrch Mandatszurücklegnng , theils durch Wahlen in den Gemeiuderath

in den einzelnen Bezirken nicht unbedeutende Lücken in der Zahl dersel¬

ben entstanden waren , für nothwendig , Ergänzungswahlen für die Be¬

zirksausschüsse anzuordnen , welche ans Grundlage der für die Gemeinde

rathswahlen zusammengestellten Wählerlisten vorgenommen und bei de:

Wahlprüfung bestätigt wurden.

Die Bemessung und Einhebnng der Bürgerlichen - Ucluizionstaxcn

erheischt noch fortwährend bedeutenden Aufwand an Zeit und Arbeits¬

kraft , indem die Rekurse gegen die Aufrechnung dieser Taxe sich fortwäh¬

rend häufen und dadurch weitwendige Verhandlungen sowohl beim Ma¬

gistrate als auch beim Gemeiuderathe hervorgcrufen werden ; insbeson-

derS ist , so weit es sich um die ehemals fortchkatorischrn Glncisgründc

handelt , in den Entscheidungen der politischen Oberbehörden bisher keine

für die Kommune günstige Aenderung eingetreten , indem das hohe Staats¬

ministerium in allen zu seiner Entscheidung vorgelegten Rekursen der

Kommune das Bezugsrecht einer Bürgerlasten -ReluizionStaxe von solchen

Realitäten , welche auf ehemals fortifikatorischeu Gründen liegen , stets

aberkannt hat . Der Gemeiuderath hat sich jedoch seine Rechtsansprüche

Vorbehalten.
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Die schon seit längerer Zeit vom Gemeinderathe angestrebte Auf¬

hebung der Bürgcrlnlkm-Rcluistons-Lnxc hat leider bis jetzt zu keinem Re¬
sultate geführt . Schon im Jahre 1863 wurde vom Gemeinderathe eine

Petizion an den hohen n . oft . Landtag gerichtet , wornach diese Taxe gegen

dem aufgelassen werden sollte , daß hicfür ein Aequivalent bestehend in

einer Besitzverändernngsgebühr bewilliget werde . Diese Gebühr wäre

als selbstständige Taxe bei allen Realitätenbesitzverändernngen innerhalb

des ganzen Gemeindegebietes einznhcben und mit einem Fünftel der vom

Staate erhobenen ordentlichen Gebühr zu berechnen gewesen ; sie würde

somit einen 20perzentigen Zuschlag zu der ärarischen Bermögens -Ueber-
tragungsgebühr gebildet haben.

Nachdem jedoch in Erfahrung gebracht wurde , daß die Bewilligung

eines solchen Zuschlages zu der vom Aerare erhobenen Uebertragungs-

gebühr auf Schwierigkeiten stoßen würde , fand sich die Kommune veran¬

laßt , im Nachhange zu ihrer Petizion an den hohen Landtag die Bereit¬

willigkeit zu erklären , in dem Falle , als der vorgeschlagene Modus nicht

genehmigt würde , die Bürgerlasten -Relnizionötaxe gegen dem aufzugeben,

daß der Gemeinde gestattet werde , bei allen Besitzveränderungen , die sich

bei den im Gemeindegebiete befindlichen Realitäten ergeben , eine Ver-

ändernngsgebühr von ein Drittel Perzent des Realitätenwerthes , welcher/

der Bemessung der Staatsgebühr zu Grunde gelegt wird , zu erheben *) .

*) In dieser Angelegenheit ist unterm 12 . März 1865 , Z . 4658 , von Sr . Ex¬
zellenz dem Herrn Statthalter folgender Erlaß mitgetheilt worden : „Zufolge hohen
Staatsministerialerlafscs vom 24 . November 1864 , Z . 7951 , haben Se . k. k. aposto¬
lische Majestät mit allerhöchster Entschließung vom 18 . November 1864 dem vom n.

österr . Landtage beschlossenen Gesetze über die Aufhebung der Bürgerlasten -Reluizions'
taxe die allerhöchste Genehmigung nicht ertheilt , weil darin als Entschädigung ein
fixes Perzent des Realitätenwerthes statt eines verhältnißmäßigen Zuschlages zu der
in ihrem Ausmaße wechselnden Staatsgebühr beantragt worden ist , was gegen das
Prinzip einer gleichmäßigen Besteuerung verstößt . Zugleich haben Se . k. k. apostolische
Majestät Se . Exzellenz den Herrn Staatsminister allergnädigst zu beauftragen geruht
behufs der Aufhebung der Bürgerlasten -Reluizionstaxc für den nächsten Landtag eine
entsprechende Regierungsvorlage vorzubereiten , welche nicht nur die Auflassung der
erwähnten Taxe , sondern auch die Regelung der in Wien bestehenden , ebenfalls auf
einer ganz irrazionalen Grundlage beruhenden Gemeindeanflage zu Ein Perzent von
den Berlassenschaften für den Wohlthätigkeitsfond bezweckt, wobei selbstverständlich dar-
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Die vom Gemeinderathe beschlossene und in meinem vorjährigen

Berichte angedeutete Einführung einer Dienstboten - Krankenkasta ist im

abgelaufenen Jahre zur Wahrheit geworden.

Die Einführung dieser Krankenkassa war der Gegenstand umfassender

Verhandlungen . Das Ergebniß derselben führte zu dem Beschlüsse , daß es

zweckmäßig sei , unter der ausschließlichen Haftung und Verwaltung der

Gemeinde Wien die Dienstboten - Krankenkassa zu errichten , wozu jeder

innerhalb des Gemeindegebietes der Stadt Wien wohnhafte Dienstgeber

durch den freiwilligen Erlag eines mäßigen festgesetzten Jahresbeitrages

beitreten könne , und wofür derselbe berechtigt wird , den erkrankten Dienst¬

boten ans Rechnung der Krankenkassa , welche die Spitalskosten in der I

Höhe bis zu einem Monate an seiner Stelle trägt , in eine öffentliche
Krankenanstalt abgeben zu dürfen.

Das Institut der Dienstboten Krankenkassa ist demnach eine Art

Versicherungs -Anstalt , wobei kein Zwang geübt wird , denn es steht jedem >

Dienstgeber frei , sich daran zu bethciligen oder nicht.

Wiewohl durch die Einführung dieses Institutes die bestehenden Vor¬

schriften in keiner Weise alterirt werden , so wurden doch die in Absicht

ans die Errichtung dieser Kassa entworfenen Statuten , welche deren Geschäfts-

gcbarung , dann die rechtlichen Verhältnisse und Verpflichtungen derselben

enthalten , der k. k. n . öst. Statthalterei zur Genehmigung vorgelegt,

welche auch mit dem Erlasse vom 9 . November 1864 ertheilt worden ist . ,

Um für das neu begründete Institut möglichst billige Bedingungen

zu erzielen , wurde wegen Herabsetzung der Verpflegskosten -Gebühren in

auf Rücksicht genommen werden wird , daß bei Feststellung der Zuschläge zu den dieß-
sälligen Staatsgebühren der Kommune Wien für den Entgang dieser bisherigen Ein¬
nahmen die volle Entschädigung gesichert werde . Ich ersuche daher Euer - in
dieser letzteren Beziehung mit thunlichster Beschleunigung unter ziffermäßiger Nach¬
weisung des Erträgnisses der einperzentigen Gemeindeauflagc von den Verlassenschaf-
ten für den Wohlthätigkeitsfond in den letzten zehn Jahren mir Ihr wohlerwogenes
Gutachten erstatten zu wollen . Genehmigen rc.

lieber diesen Erlaß , welchen ich der ersten Sekzion zugewiesen habe , werden
im Einvernehmen mit der städtischen Buchhaltung die Verhandlungen gepflogen.



10

dem k. k. allgemeinen Krankenhause und in dem Krankenhause Wieden

sich ebenfalls an die k. k. n . öst. Statthalterei gewendet . Ebenso wurden

die Konvente der barmherzigen Brüder , der barmherzigen Schwestern , der

Elisabetherinnen und die Direkzion des Spitals für Israeliten angegangen,

ob und unter welchen Bedingungen die Aufnahme von Dienstboten in

die unter ihrer Obsorge stehenden Krankenanstalten für Rechnung der

Dienstboten -Krankenkassa möglich wäre . Die drei erst angeführten Kon¬

vente lehnten jedoch aus mehrfachen Gründen die Uebernahme von derlei

Dienstboten ab , während mit der letztgenannten Direkzion ein entspre¬

chendes Uebereinkommen zu Stande gebracht wurde.

Die mit der Errichtung der Krankenkassa in Verbindung stehenden

Arbeiten wurden inzwischen so beschleunigt , daß mit 1. Februar 1865

in jedem Gemeindebezirke und zwar in der inneren Stavt bei dem städti¬

schen Oberkammeramte , in den übrigen Bezirken aber bei den betreffenden

Amtskanzleien der Bezirksverwaltung die Beitrittserklärungen und Ein¬

zahlungen zur Dienstboten - Krankenkassa angenommen werden konnten.

Es wird sich dieses Institut für alle Dienstboten haltenden Par¬

theien gewiß in der Folge als sehr vortheilhaft Herausstellen ; es werden

aber auch die bisher massenhaften Requisizionen der k. k. Krankenanstal¬

ten an den Magistrat , so wie die hierdurch hervorgerufenen Amtshand¬

lungen , um von den Dienstgebern die Verpflegskosten mitunter zwangs¬

weise einzuheben , größtentheils entfallen , nachdem nunmehr die Dienst¬

boten -Krankenkassa für ihre Teilnehmer die Zahlung übernimmt und

der zu beobachtende Vorgang im Einvernehmen mit den Direkzionen der

Krankenanstalten bereits festgesetzt worden ist.

Für das zur genauen Evidenzhaltnng des Nealbesitzes der Kommune

eingesührte Lagerbuch sind im Laufe des Jahres 1864 26 neue Ope-

rate zugewachsen.

Hinsichtlich der Nechtsangelegenheiten , welche im abgelaufenen Jahre

von der Kommune durchgeführt worden sind , ist vor allen der Rechts¬

streit über die Aufforderungsklage des Herrn Anton Karl Holl , Inhaber
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eines Privat -Aukzionsinstitutes , wider die Kommune wegen Bcrühmung

des Rechtes zur Abhaltung von Ankzionen in den Markthallen zu er¬

wähnen , indem Herr Holl auf Grund der ihm ertheilten Konzession zur

Errichtung einer Privat -Lizitazionsanstalt in Wien behauptete , daß er in

dem Besitze des ausschließenden Rechtes sich befinde , die Versteigerung

beweglicher Sachen , was immer für einer Gattung , geschäftsmäßig zu

betreiben , und daß daher der vom Gemeinderathe gefaßte Beschluß , in den

Markthallen den Verkauf von Lebensmitteln im Aukzionswege zu veran

lassen , eine Bernhmnng sei, welche ihn nach ß . 66 der a . G . O . veran

laßte , gegen den Gemeiuderath die Anffordernngsklage einzubringen . Das

k. k. Landcögericht hat aber mit Urtheil vom 2 . August 1864 Z . 37890

dahin entschieden , daß diese Klage unstatthaft sei.

Gegen diese Entscheidung des k. k. Landesgerichtes hatte Holl die

Berufung in zweiter Instanz überreicht , allein mit Urtheil vom 11. Jänner

1865 Z . 2100 hat auch das hohe Ober - Landesgericht die Klage des

Holl zurückgewiesen , indem in dem Vorgänge des Wiener Gemeindera-

thes der Fall einer gegen den Kläger gerichteten Nechtsberühmnng nicht

gefunden werden könne ; denn so wenig der Kläger irgend einem Dritten

gegenüber berechtigt ist , schon die bloße Bewerbung um eine solche Kon¬

zession zu untersagen , ebenso wenig könne ihm eine solche Berechtigung

gegen den Gemeinderath der Stadt Wien zustehen , und in so weit es

sich um eine erst zu treffende Entscheidung der Frage handelt , ob der

von dem Wiener Gemeinderathe gestellte Antrag im Hinblicke auf die

hiebei eintretenden öffentlichen Rücksichten einer Konzession bedürfe , und

ob nicht eine solche zu ertheilen sei , kann diese Entscheidung nicht dem

Zivilrichter , sondern nur der hierzu berufenen Gcwerbsbehörde zustehen.

Insbesondere wurde in dieser Entscheidung des Ober -Landesgerichtes

hervorgehoben , daß in der mit Allerhöchster Entschließung vom 26 . März

1860 ertheilten Konzession Wohl für die Verleihungsbehörden eine Norm

bei der Erledigung von derlei Konzessions -Bewerbungen zu gelten habe,

allein ein dem Kläger eingeräumtcs ausschließliches Recht sich nicht hier¬

aus ableitcn lasse , weit der in der Konzessions -Urkunde enthaltene Bei¬

satz, wornach der Staats -Verwaltnng das Recht Vorbehalten bleibt , ein
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solches Aukzions -Jnstitut , wenn es für angemessen erachtet werden sollte,

selbst ins Leben zu rufen , dem Begriffe eines ausschließlichen Rechtes

geradezu widerstreitet , und überdieß alle jene Fälle , in welchen die Vor¬

nahme einer Aukzion nicht erst von einer Konzessions -Ertheilung abhängt,

ganz unberührt bleiben . Aus diesen hier hauptsächlich hervorgehobenen

Gründen fand sich das k. k. Ober -Landesgericht demnach bestimmt , zu

entscheiden , daß der Fall zur Anbringung einer Anfforderungsklage gegen

die Kommune wegen Rechtsberühmung nach K. 66 der a . G . O . hier

überhaupt nicht vorhanden ist und wurde daher das erstrichterliche Ur-
theil bestätigt.

Ein zweiter noch anhängiger Rechtsstreit mit Herrn Anton Karl

Holl bezieht sich auf ein mit demselben getroffenes Uebereinkommen wegen

Entrichtung der dem VersorgungSfonde gebührenden Lizitazionsperzente,

worüber aber die Verhandlungen noch im Zuge sind.

Die Verfassung von Rechtsurkunden hat im abgelaufenen Jahre

wegen der gegenwärtig häufiger verkommender Abtretung von Grund¬

flächen zur Straßenerweiterung , dann wegen Sicherstellung des Demo-

lirungsrechtes auf Bauobjekte und wegen Sicherstellung der auferlegten

Zahlungen von Bürgerlasten -Reluizionötaxen mw dergleichen die Tätig¬

keit des zur Austragung von Rechtsangelegenheiten bestehenden Depar¬

tements des Magistrats und auch der I . Sekzion des Gemeinderathcs

bedeutend mehr als in früheren Jahren in Anspruch genommen.

Der von dem hohen Abgeordnetenhaus ? im Jänner 1864 ange¬

nommene Entwurf eines Gesetzes , wornach bestimmt werden sollte , daß

den Akffcn -Gksellschasten , deren Unternehmungen sich über mehrere Ge¬

meinden eines oder verschiedener Kronländer erstrecken , die Erwerb - und

Einkommensteuer von 'jener Steuerbehörde zu bemessen sei, in deren Amts¬

bereich der statutenmäßige Standort der obersten Geschäftsleitnng des

Unternehmens gelegen ist, daß aber die Gesammtsumine der von der

Gesellschaft zu entrichtenden Erwerb - und Einkommensteuer auf alle jene

Gemeinden , in deren Gebietsumfange sich Betriebsanstalten der Unter¬

nehmung oder wie immer benannte Zweig - oder Filialanstalten befinden,
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im Verhältnisse des bei letzteren erzielten Bruttoeinkommens zum ge¬

stimmten Bruttoeinkommen der Unternehmung zu vertheilen und die ent¬

fallenden Teilbeträge bei den betreffenden Steuerämtern behufs der

Einhebnng in Vorschreibung zu bringen sind — gab dem Gemeinderathe

Veranlassung , über diesen Gegenstand umfassende Verhandlungen zu

pflegen . Denn durch ein solches Gesetz würde die Stadt Wien in der

Ausübung des ihr durch Z. 19 lit . Z . der provisorischen G . O . vom

6 . März 1850 gewährleisteten Rechtes , zur Deckung der Gemeindebedürf¬

nisse Abgaben , insbesondere in der Form von Steuerzuschlägen zu den

direkten Stenern , auszuschreiben und einzuheben , wesentlich beeinträchtigt

worden sein und an ihren Einkommen eine empfindliche Schmälerung

erlitten haben . Durch den Beschluß des hohen Herrenhauses aber , in

eine Berathung des Gesetzentwurfes für die damalige Session des Reichs-

rathes nicht einzugehen , wurde die der Kommune Wien drohende Gefahr

für diesmal Wohl beseitigt . *)

Die in Wien schon seit langer Zeit bestehenden , jedoch allgemein

sowohl von Seite der Hausinhaber als auch von dem zinszahlenden

Publikum für höchst unzweckmäßig erkannten Ausstich - und Zinsjnlstungster-

»line gaben dem Gemeinderathe Veranlassung , in eine umfassende Erör¬

terung zu ziehen , welche Termine an die Stelle der gegenwärtig beste¬

henden treten sollen , und wie es möglich wäre , den Uebergang von dem

gegenwärtigen Stande zur neuen Ordnung sowohl für die Zinszahlenden

als auch für die Zinseinnehmenden am leichtesten zu bewerkstelligen . Die

Nothwendigkeit einer solchen Abänderung stellte sich um so dringender

dar , als die Zahlungstermine mit den Steuerzahlungsterminen nicht

mehr Zusammentreffen . Aus diesem Anlasse hat der Gemeinderath be-

*) Wie bekannt , ist auch der in der dießjährigen Session des Neichsrathes von,
hohen Abgeordnetcnhanse gefaßte Beschluß , daß der Kommune Wien nur der vierte
Theil der Erwerb - und Einkommensteuer von Elsenbahngesellschaften zur Einhebung
der Gemeindezuschläge zu Gute gerechnet werden sollen , wodurch die Stadt Wien
einen jährlichen Ausfall von 185 .824 st. an ihrem Einkommen erlitten hätte , sammt
der Regierungsvorlage , welche ein Präzipinm aus die Hälfte beantragt hatte — vom
hohen Herrenhause durch den Beschluß aus Uebergang zur Tagesordnung glücklich be¬
seitigt worden.
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schlossen , an das hohe Justiz - Ministerium das Ansuchen zu stellen , in

geeignetem Wege die Verfügung zu treffen , daß für die Zukunft zur

Aufkündigung und Räumung von gemietheten Wohnungen und anderen

Räumlichkeiten in Wien die Zeit vom 1.— 14 . Jänner , 1 .— 14 . April,

1 .— 14 . Juli und 1 .— 14 . Oktober jeden Jahres festgesetzt werden möge,

lieber diese Bitte des GemeinderatheS ist in Folge Allerhöchster Ent¬

schließung Sr . k. k. apost . Majestät die Bestimmung getroffen worden,

daß die k. k. Statthalterei mit dem k. k. Oberlandesgerichte sich in 's

Einvernehmen zu setzen habe , um nach dem Wunsche der Gemeinde

Wien eine Vereinbarung zu treffen.

Zufolge einer von Sr . Excellenz dem Herrn Statthalter erflossenen

Mittheilung hat das k. k. Ober - Landesgericht auf Grundlage der von

den unterstehenden Justizbehörden erstatteten Gutachten aus mehrfachen

Gründen die Ansicht ausgesprochen , daß es zweckmäßiger sein dürfte , die

Termine zur Räumung der gemietheten Lokalitäten auf die Zeit vom 1. bis

12 . Februar , 1 .- 12 . Mai , 1 . — 12 . August und 1. — 12 . November,

die Termine zur Kündigung aber auf die Zeit vom 1 . — 14 . Februar,

1 . - 14 . Mai , 1 .— 14 . August und 1.— 14 . November jeden Jahres zu

verlegen . Die Gründe , welche für die von dem gemeinderäthlichen An¬

trag abweichende Anschauung geltend gemacht wurden , bestanden haupt¬

sächlich darin , daß durch die Feststellung der letztangeführten Termine nur

Eine wesentliche Abänderung der dermaligen Zinstermine , nämlich durch

Verlegung des Michaelitermines auf den 1. November , eintreten würde,

während nach dem gemeinderäthlichen Anträge drei Termine eine be¬

deutende Abänderung erleiden würden . Die Feststellung der Termine auf

Februar , Mai , August und November hätte aber den beachtenswerthen

Vortheil , daß die Zinspartheien in keinem Falle früher als es jetzt der

Fall ist, zur Zinszahlung verhalten werden würden . Aus diesen und

mehrfachen andern geltend gemachten Gründen fand sich der Gemeinde-

bath auch bestimmt , auf diesen Vorschlag des k. k. Ober -Landesgerichtes

einzugehen . Wenn aber bisher eine Entscheidung nicht erflossen ist , so

hat dieß darin seinen Grund , daß von Seite der hohen Staatsbehörden

beabsichtigt wird , in diese Abänderung der Zins - und Aufkündigungstermine
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auch die nächst gelegenen Ortschaften außer den Linien Wiens wegen

des unmittelbaren Verkehres einzubeziehen.

Seit einer Reihe von Jahren bestand zwischen der Kommune Wien

und dem Stifte Klosterneuburg ein Streit über die Frage der Eisgcmimmng

aus dem Donnustrome nnd seinen Seitenarmen nächst Wien , veranlaßt durch

die stets zunehmende Theuerung des Eises . Die Kommune Wien hielt,

da sie zunächst für die Aprovisionirung Wiens zu sorgen hat , für er¬

sprießlich , diese Frage näher in Betracht zu ziehen , und da das Stift

Klosterneuburg behauptete , ein ausschließliches Privilegium auf den Be¬

zug des gesummten Eises aus der Donau in der Umgebung Wiens zu

haben , sah sich die Kommunalvertretung veranlaßt , ihre Beschwerde

an die k. k. n . ö. Statthalterei zu richten , welche nach genauen Erhe¬

bungen dahin entschieden hatte , daß dem Stifte Klosterneuburg der An¬

spruch auf die Eisgewinnung nicht zustehe . Gegen diese Entscheidung

hatte zwar das Stift Klosterneuburg den Rekurs an das hohe Staats¬

ministerium ergriffen , dessen Entscheidung aber dahin lautete , daß dem

Rekurse des Stiftes keine Folge gegeben werde und demselben somit

das beanspruchte ausschließliche Recht nicht zustehe ; gleichzeitig wurde

erklärt , daß das Recht der Eisgewinnung , welches auf der Donau eigent¬

lich nur dem Aerare zusteht , und rücksichtlich die Regelung der Eisge¬

winnung in der Umgebung Wiens der Kommune überlassen bleibt , zu

welchem Ende sich mit der Polizei - Direkzion und mit der Finanz-

Bezirks -Direkzion in 's Einvernehmen zu setzen sei. Es wurden sohin im

commissionellen Wege die Modalitäten über die Eisgewinnung festgestellt

und insbesondere beschlossen , daß die einzelnen Strecken zur Eisgewin¬

nung in der großen Donau , in den Seitenarmen und im Donaukanale

im Offertwege an die sich meldenden Unternehmer hintangegeben , die ein¬

gehenden Pachtschillinge zur Bestreitung der dießfälligen Regie - und Auf¬

sichtskosten verwendet und der allfällige Ueberschuß dem Lokal -Polizeifonde

zugewiesen werden , weil gerade dieser Fond bei der Aufsicht über die

Handhabung der Ordnung und Sicherheit beim Eisgewinnen in Anspruch

genommen wird . Hiedurch wurde eine für die Approvisionirung Wiens

höchst wichtige Angelegenheit in einer für die Kommune vollkommen

günstigen Weise ausgetragen.
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Von den wichtigeren Vereinsangelegenheiten sind hier besonders her¬

vorzuheben : die ausgedehnten Verhandlungen über die angesuchte Kon-

zessionirung zur Bildung einer General -Bmnibus -Aksien - Gefellfchast des

Großhandlungshauses Schüller und Lustig , dann über ein gleiches An¬

suchen des Prinzen Louis Rohan im Vereine mit dem Hauptmann Kastmir

Fortwünglcr . Rücksichtlich beider Ansuchen hat der Gemeinderath nach

den vom Magistrate gepflogenen umfassenden Vorerhebungen beschlossen,

sein Gutachten dahin abzugeben , daß die Gemeindevertretung die Rege¬

lung und Konzentrirung der Stellfuhrunternehmunzen des hiesigen Platzes

als höchst wünschenswerth anerkennen , sich jedoch gegen jede Ertheilung

eines ausschließlichen Privilegiums und gegen ein besonderes Vorrecht

einer oder der andern dieser Gesellschaften auf das entschiedenste aus¬

sprechen müsse , da nur eine Konkurrenz solcher Stellfuhrgesellschaften im

Interesse des Publikums liegen könne . Zugleich sollen die Gesellschaften

verpflichtet werden , die von der Gemeindeverwaltung festzusetzende jähr¬

liche Platzvergütung an dieselbe zu leisten.

Nicht minder wichtig sind die gepflogenen Verhandlungen über die

Errichtung von Straßen - Eisenbahnen in Wien , welche zur Erstattung

eines hierüber von der Gemeindevertretung abverlangten Gutachtens her¬

vorgerufen wurden . Nachdem es sich aber bei diesem Gegenstände haupt¬

sächlich um die Abgabe eines technischen Gutachtens hinsichtlich der Aus¬

führbarkeit solcher Eisenbahnen in Wien handelte , so wird hierüber das

Nähere bei der VI . Sekzion angeführt werden.

Außer diesen wurden noch weiters Gutachten erstattet über die an¬

gesuchte Konzessionirung einer AkziengeseMchaft zur Errichtung eines Te¬

legrafen,,ches in Wien , dann über den Wieiier -Trödlkr -Hallenverein und

über das Gesuch eines Herrn Demeter Ivanovits um Agentiebesugniß

für Dicnstbotenvcrmittlung . Nicht gerechnet die vielen vom Magistrate

gepflogenen Verhandlungen über verschiedene andere Vereine , nebst der

Schlichtung mehrerer ans den Vereinsverhältnissen entstandenen Strei¬

tigkeiten.
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Als ein höchst wichtiger Beschluß für die städtischen Beamten und

Diener kann die Entscheidung des Gemeinderathes bezeichnet werden , daß

die Verpflichtung zur Leistung von Kautionen für Kommunal -Bedienjketc

aufzuheben sei, in Folge dessen sämmtliche bei der Kommune erliegende

Dienstkauzionen den Betreffenden zurück erfolgt wurden.

Die bei den verschiedensten Gelegenheiten hervortretende Nothwen-

digkeit , über die Zahl und Gliederung unserer Bevölkerung die wünschens-

werthen Ausschlüsse zu erhalten , gab bei dem Umstande , als seit dem

Jahre 1857 von der Staatsregierung keine Volkszählung mehr vorge¬

nommen wurde , und hierdurch hauptsächlich die Evidenz der im Jahre

1865 zur Stellung berufenen Altersklasse der im Jahre 1844 Geborenen

fast gänzlich mangelte , dem Gemeinderathe den Anlaß , eine Volkszählung

in Wien vornehmen zu lassen , wozu auch von Seite der hohen Staats^

Verwaltung die Zustimmung ertheilt wurde . Wenn es auch gewiß ist,

daß , abgesehen von weniger wichtigen Momenten , diese Zählung manches

zu wünschen übrig ließ , weil sie nur die Stadt Wien , ohne Rücksicht auf

die nächste Umgebung , welche dermalen von einer nicht unbedeutenden

Zahl nach Wien Zuständiger bewohnt ist , im Auge hatte , so unterliegt

es doch keinem Zweifel , daß auch das durch jene Zählung gebotene Mate¬

riale wichtige Anhaltspunkte zur Beurtheilung vieler beachlenswerther

Verhältnisse bieten wird , wenn die vom kommunalen statistischen Bu¬

reau in Angriff genommene Zusammenstellung der einzelnen Daten durch¬

geführt und insbesondere auch ein möglichst deutliches Bild der wichti¬

geren gewerblichen Zustände geliefert werden wird . Vorläufig mögen

einige Daten hier ihren Platz finden , welche sich aus der ersten Sichtung

des Materials ergaben , wobei es keinem Zweifel unterliegt , daß eine

eingehendere Bearbeitung manches noch richtig stellen dürfte . Mit Bezug

auf diesen Umstand konnten auch dießmal noch keine absoluten Ziffern ge¬

bracht werden , doch machen die hier angeführten Verhältnißzahlen auf

möglichste Genauigkeit Anspruch.

2
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Die Zählung ergab beim Zivile im:

I . Bezirk , Stadt . . . . 10498 Wohnparteien mit 58634 Seelen,
II . „ Leopoldstadt 12218 „ „ 70100

III . „ Landstraße . 14059 „ „ 73115
IV . „ Wieden . . 11376 „ „ 58939

V . „ Margarethen 9282 „ „ 49142
VI . „ Mariahilf . 11848 „ „ 62419

VII . „ Neubau . . 14852 „ „ 71964
VIII . „ Josefstadt . 10457 „ „ 50002

IX . „ Alsergrund . 10460 „ „ 55926

In Summa 105050 Wohnparteien mit 550241 Seelen,
im Vergleich mit dem
Stande vom Jahre 1857
von 89797 „ ., 492459

ergiebt sich einZuwachs von 15253 „ „ 57782 „
und wenn noch das k. k. Militär und die Militär -Partheien mit 28284

Individuen hinzugerechnet werden, so beträgt der Gesammtzuwachs der
Bevölkerung 86066 Köpfe.

Während in den Jahren 1850 — 1857 die Bevölkerung durchschnittlich
im Jahre mit 2 -1 zugenommen, begegnen wir für die Periode 1858 bis
1864 einem bezüglichen Zuwachse von 2-2. Den stärksten Zuwachs erfuhr
der Bezirk Leopoldstadt mit 3 -2, was namentlich auf Rechnung der an
Bevölkerung stark zunehmenden Vorstädte Brigittenau und Zwischenbrücken
gesetzt wird.

Als der stärkst bevölkerte Bezirk erscheint der VII . Bezirk Neubau,
und war dieser Stadttheil im Jahre 1857 derjenige, welcher bereits die meisten
Bewohner zählte ; der fünfte Bezirk Margarethen muß aber auch dießmal

wie im Jahre 1857 als der schwächstbevölkerte Stadttheil angesehen
werden.

Als eine erfreuliche, Wohl zum großen Theil auf Rechnung der Stadt¬
erweiterung zu setzende Thatsache muß die gegen das Jahr 1857 gerin-
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gere Seelenzahl , welche eine Wohnpartei bilden , angesehen werden ; am

überfülltesten ist dießfalls der Bezirk Leopoldstadt , wo die Vorstädte Bri¬

gittenau und Zwischenbrücken anerkannt an Lokalüberfüllung leiden , das

günstigste Verhältniß aber zeigt der Bezirk Josefstadt.

Die Zusammenstellung des Volkszählungs -Operates wird aber nach

dem vorgelegteu Plane des statistischen Bureaus außer den Ubikazions-

verhältnissen auch die Gliederung der Bevölkerung in Zuständige und Fremde

enthalten , wo jede dieser Kathegorien dann wieder nach Alter und Ge¬

schlecht gesondert behandelt werden soll ; auch den konfessionellen Momen¬

ten , dem Zivilstande , dem Heimatslande und nach Möglichkeit dem Idiome

wird entsprechend Rechnung getragen werden.

Ein besonderes Augenmerk aber wird den gewerblichen Zuständen

zugewendet , indem bei jeder einzelnen Beschäftigung vor Allem die Zahl

der dieselbe betreibenden Individuen angegeben , diese dann aber nach Ge¬

schlecht , Zuständigkeit , Zivilstand , so wie mit Rücksicht auf selbstständigen

Gewerbsbetrieb oder ihre Stellung als Hilfsarbeiter gesondert werden wird.

Endlich wird mit Hinblick auf den Umstand , als die Zahl der

Dienstleute , welche eine Familie hält , im Allgemeinen als Anhaltspunkt

zur Beurtheilung ihrer Wohlhabenheit angesehen werden kann , auch aus

dem bei der Zählung gewonnenen Materiale erhoben , wie viele Dienst¬

leute jedes Gewerbe zählt , und dürfte diese das Gewerbeleben umfassende

Abtheilung des seiner Zeit vorzulegenden Operats , sowohl hier wie bei

allen Schichten der Bevölkerung , und auch weit über unser Land hinaus

lebhaftes , weil praktisches Interesse erwecken.

Das communale statistische Bureau , welches die Aufgabe hat , außer

der , der Administration unmittelbar dienenden Verwerthung des gesam¬

melten Stoffes auch die wissenschaftlichen Beziehungen , in so weit dieselben

für die Administrazion vom Nutzen sind , möglichst Rechnung zu tragen,

war auch in diesem Jahre bemüht , den Ansprüchen nachzukommen , welche

man an dieses Institut zu stellen berechtiget ist . Der Vorstand des Bn-
2 *
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reaus Dr . Glatter hatte sein Hauptaugenmerk darauf gerichtet , eine

Finanzstatistik Wiens für das Dezennium 1855 — 1864 in einer Weise

zusammenzustellen , welche eine Vergleichung mit den Budgets anderer

Großstädte ermöglichen wird ; dabei wurden Materialen gesammelt und

entsprechend gruppirt , um für das Trienninm 1862 — 1864 , in welchen

jenes Bureau besteht , statistische Arbeiten über die Approvisionirnng , die

Sterblichkeit , das Schulwesen und die Feuersbrünste zu liefern , welche

seinerzeit vorgelegt werden sollen . Bei dieser Gelegenheit muß ich bemerken,

daß sowohl die Gemeinderepräsentanz von Berlin als auch die von Dres¬

den bestrebt sind , nach dem Beispiele Wiens , welches dießfalls allen

andern Hauptstädten voranging , statistische Bureaus zu errichten.

Die vom Gemeinderathe im Jahre 1863 beschlossene Trennung des

städtischen Archivs von der Registratur erforderte die Brgnnisnzion und

Einrichtung des neu geschaffenen Amtes ; eine aus Mitgliedern des Ge-

meinderathes und Magistrates zusammengesetzte Kommission führte die

Trennung des Archives von der Registratur nach den von dem städtischen

Archivar Herrn Karl Weist gemachten Vorschlägen durch . Zugleich wurde

der Letztere beauftragt , mit Benützung der in anderen wohlgeordneten

Archiven bestehenden Einrichtungen eine Jnstrukzion für die Behandlung

der Geschäfte zu entwerfen , welche , von dem zur Überwachung des Archivs

und der Bibliothek bestehenden Gemeinderaths -Comits geprüft , gegen¬

wärtig dem Gemeinderathe zur Genehmigung vorliegt.

Auch die vom Gemeinderathe beschlossene Anlage einer Münzcn-

und Medaillcnsammlung erforderte eine bestimmte Ordnung und Einrich¬

tung derselben , welche in eine Jnstrukzion zusammengefaßt , gleichfalls

dem Gemeinderathe zur Genehmigung oorliegt . Unter den weiteren Ar¬

beiten des städtischen Archivars sind hervorzuheben:

a ) die begonnene Anlage von neuen Invmtarien über sämmtliche im

Archive aufbewahrten Gegenstände;

d ) die Erstattung ausführlicher Berichte über die historischen Verhält¬

nisse des Bürgcrspitals zur Gemeinde ; über die Entstehung und Ab-
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zum Bezüge der Einzapsgebühren bei Kanälen und über die Bauge¬

schichte des Rathhnuses;

o) die begonnene Anlage einer Rcgcstcnsammlung aller in gedruckten

Werken enthaltenen und ans die Geschichte der Stadt Bezug neh¬

menden Urkunden;

ä ) die Anlage eines chronologischen und sachlichen Repertoriums aller

dem Archive neu zuwachsenden Dokumente;

s ) die Anlage einer Normaliensammlung der Beschlüsse des Gemeinde-

rathes für die Jahre 1861 — 1863 ; und

k) die Ausarbeitung einer Chronik über die im Jahre 1864 vorge¬

fallenen wichtigsten Begebenheiten der Stadt Wien.

Was die städtische Bibliothek anbelangt , deren Vorstand gleichfalls

der städtische Archivar und Chronist ist , so ist zu bemerken , daß in dem

Jahre 1864 die Organisazion des Bibliotheksdienstes durch die von dem

Konnte zur Ueberwachung des Archivs und der Bibliothek berathene und

vom Gemeinderathe beschlossene Instruktion zum Abschlüsse gelangt ist.

Die Büchereinkäufe erfolgen stets mit Zustimmung des Bibliotheks -Ko-

mite 's nach dem vom Bibliotheksvorstande gemachten Vorschläge . Am

Schlüsse des Jahres 1864 bestand die Bibliothek aus 5371 Bänden

und 530 bildlichen Darstellungen . Ans Grund des vorhandenen Reze-

pissenbuches wurden im Jahre 1864 — 644 Werke entlehnt , abgesehen

von jenen Werken , welche in der Bibliothek momentan benützt werden.

Zur Besorgung der Geschäfte ist dem Archivs - und Bibliotheksvorstande

ein Hilfsindividuum beigegeben worden.

Die Herstellung einer richtigen und wohlorganisirten Kontrolle im

städtischen Haushalte kann allein als die Grundlage einer gesunden

Wirthschaft angesehen werden , und nachdem zu dieser Kontrolle die städti¬

sche Buchhaltung im Namen des Gemeinderathes berufen ist , so fand der

Gemeinderath eine Rcorganistrung derselben über Antrag seiner Kom-
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Mission zur Revision der Geschäftsgebahrung des Magistrats und seiner

Aemter (der von der Anzahl ihrer Mitglieder sogenannten Vierundzwan-

ziger -Kommission ) als dringend nothwendig.

Zn diesem Behufe wurde das von der Vierundzwanziger -Kommission

nach eingehenden Berathungen entworfene und dem Gemeinderathe vor¬

gelegte Statut in eingreifender Weise in Erwägung gezogen und mit

einigen wenigen , als zweckmäßig erkannten Abänderungen vom Gemeinde¬

rathe genehmigt . Als Hauptgrundsatz wurde hierbei aufgestellt , daß die

Buchhaltung von dem Magistrate unabhängig und demselben koordinirt sei

und unmittelbar dem Gemeinderathe und Bürgermeister unterstehe . Die

Buchhaltung hat nach diesem neuen Statute über sämmtliche Gebahrun¬

gen mit Geld oder Geldeswerth die Kontrolle als Organ des Gemcinde-

rathes auszuüben . Diese Kontrolle hat nicht nur die ziffermäßige Rich¬

tigkeit der gelegten Rechnungen und die Gebührlichkeit der in denselben

enthaltenen Rechnungseinstellungen gegenüber den Rechnungslegern zu

erproben , sondern auch zu prüfen , ob alle demselben zu Grunde liegen¬

den Anweisungen von Geld oder Geldeswerthen in den zur Zeit Gel¬

tung habenden Vorschriften und Beschlüssen des Gemeinderathes oder

Magistrates ibre Begründung finden . Die Buchhaltung ist auch zur

Leistung des administrativen Rechnungsdienstes für die Verwaltung ver¬

pflichtet und hat derselben die erforderlichen Daten und Aufschlüsse aus

ihren Rechnungen und anderweitigen Ausschreibungen zu liefern . Ebenso

ist dieselbe berufen , bei den ihr zur Begutachtung zugewiesenen Gegen¬

ständen ihre meritorischen , sowie den ökonomischen Vortheil ins Auge

fassenden Ansichten der Verwaltung zur entsprechenden Benützung bekannt

zu geben . Nicht minder ist sie verpflichtet , wenn ihr auf was immer für

eine Art eine Gebahrung der Organe der Kommunal - Verwaltung zur

Kenntniß kommt , welche gegen das Interesse der Kommune zu sein

scheint , ihre Bedenken mit Bericht dem Gemeinderathe vorzulegen.

Auf Grundlage dieses Statutes wird der Personal - und Besol¬

dungsstand in einer den Dienstanforderungen , dann den Zeit - und Le¬

bensverhältnissen entsprechenden Weise regulirt werden , wobei als lei¬

tende Grundsätze aufgestellt wurden:



23

1. Möglichste Vereinfachung des Geschäftsganges,

2 . Beschränknng der Beamtcnzahl auf das unabweisbare Bedürfnis
und

3 . eine entsprechende Erhöhung der Arbeitszeit.

Die Umwandlung des bisher bestandenen provisorischen Departe¬

ments der Buchhaltung in ein definitives mit einem Rechnungsrathe und

sechs subalternen Beamten wurde einstweilen genehmigt.

Die dermalen nur in einer Kathegorie mit sechs Gehaltsstufen ein-

getheilten Subaltern -Beamten werden künftighin in drei Kathegorien und

zwar:

L) in Revidenten,

d ) Rechnungsoffiziale I . Klasse , dann

o) Rechnungsoffiziale II . Klasse eingetheilt werden.

Als eine nicht minder wichtige Angelegenheit der hierher gehörigen

Agenden muß die vom Gemeinderathe beschlossene Rcorgamsirung des

Stadtlnmamtes angesehen werden.

Das Stadtbauamt , der Magistrat , die VI . und I . Sekzion des

Gemeinderathes , dann das dazu berufene Sub -Komits der Vierundzwan-

ziger -Kommissiou mit dem Beirathe der Herren Magistratsräthe Krones

und Grohmann , dann des Herrn Ober - Buchhalters , des Herrn Direk-

zionS -Adjunkten Niernsee , als gegenwärtigen Leiter des Stadtbauamtes,

und des Ingenieurs Gabriel , und endlich die gesammte Vierundzwanzi-

ger -Kommission haben in gründlichster Weise über die Reorgauisirung

dieses städtischen technischen Amtes Vorberathungen gepflogen und ist das

Resultat dieser Vorberathungen nach vorausgegangener Billigung der

Finanz -Sekziou dem Plenum des Gemeinderathes vorgelegt worden , von

welchem dasselbe mit wenigen Abänderungen nach der genauesten Prü¬

fung der einzelnen Punkte auch genehmiget worden ist.
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Zum Zwecke der Reorganisirung der Geschäftsgestion des Stadt¬

bauamtes zur Normirung und organischen Gliederung der Arbeitskräfte

dieses Amtes wurde beschlossen , daß die Vertheilung der Geschäftsver¬

richtungen des Stadtbauamtes zu erfolgen habe:

n) nach Geschäftsfächern und

k ) nach Amtsbezirken.

aä a . wurden gegründet nach Geschäftsfächern:

1. Die Direkzionsabtheilung für Hoch - und Civilbau,

2 . die Direkzionsabtheilung für Straßen - und Brücken¬
bau und

3 . die Direkzionsabtheilung für Wasserbau und Wasser¬

leitung.

Ferner werden dreizehn Sekzionen eingerichtet , von welchen neun

Sekzionen für die Geschäfte der neun Gemeindebezirke von Wien bestimmt

sind , während vier Sekzionen gewisse Geschäftsfächcr und zwar

1. die Wasserleitungen,

2 . die Feuerwehr,

3 . die Evidenzhaltung und Kanzleiwesen , Grundvermessung u . dgl .,

4 . die Materialverwaltung zugewiesen erhalten.

Zur Leitung der Amtsgeschäfte wurve ein Baudirektor und zu dessen

Stellvertreter ein Vize -Baudirektor shstemisirt . Der Jahresgehalt wurde

für den ersteren mit 3000 fl . , für den Vize -Baudirektor mit 2500 fl.

festgestellt , beide erhalten Naturalwohnungen oder entsprechendes Quar¬

tiergeld . Ferner wurden shstemisirt : drei Amtsstellen für Oberingenieure

und zwar eine mit 2000 fl ., zwei jede mit 1800 fl . Gehalt . Der mit

2000 fl . angestellte Oberingenieur ist im Nothsalle zur Vertretung der
Direktoren berufen.

Weiters wurden shstemisirt : I I Jngenieurslellen und zwar:

4 Stellen I . Klasse mit fl . 1600 — 1

4 „ II . „ „ „ 1400 — I- Jahresgehalt.

4 „ III . „ „ „ 1200 - I
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16 Ingenieur -Adjunkten , nämlich:

5 Stellen I . Klasse mit fl. 1000 — 1

6 „ II . „ „ „ 900 — > Jahresgehalt.

5 „ III . „ „ „ 800 — 1

16 Ingenieur -Assistenten , nämlich:

5 Stellen I . Klasse mit fl . 700 — l

6 „ II . „ „ „ 600 — > Jahresgchalt.

5 „ III . „ „ „ 500 - 1

6 Bau -Eleven mit je 400 fl . Jahresgehalt.

Diese Stellen sind jedoch mir an solche Individuen zu erthcilen,

welche die Bauamtsprüfnng mit gutem Erfolge bereits abgelegt haben.

Ferner werden acht Praktikantenstellen mit Adjuten ü 300 fl . shste-

misirt ; es sollen aber auf einmal nie mehr als acht Praktikanten im

Amte verwendet werden , und hat der Praktikant das Adjutum erst zu

erhalten , wenn er die Bauamtsprüfung mit gutem Erfolge abgelegt hat.

Endlich werden angestellt:

Ein Maschinist der Kaiser Ferdinands -Wasserleitung mit 900 fl.

Ein Inspektor der Albertinischen Wasserleitung mit 600 fl.

Zwei Kanzleibeamte ans dem Konkrctalstatus des Magistrats,

der Eine mit 700 fl . , der Andere mit 600 fl . Gehalt . Außer diesen

Gehaltsbezügen genießen die sämmtlichen obangeführten Beamten das

entsprechend systemisirte Quartiergeld , oder die ihnen vom Gcmeinde-

rathe aus Dienstesrücksichten über Antrag des Baudircktorö zugcwiesencn

Naturalwohnungen.

Die Gesammtsumme der neu shstemisirten Gehalte der Stadtbau¬

amtsbeamten stellt sich sonach auf 58 . 100 fl . Gegenwärtig betragen die

Jahresgehalte der Stadtbauamtsbeamten 41 .630 fl . ; es ergibt sich sohin

eine Mehrauslage von 16 .470 fl., welche mit der zwischen 5 — 6000 fl.

liegenden Mehrauslage für die Quartiergelder eine jährliche Gcsammt-

auslage von ungefähr 22 .000 fl . erfordert.
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Zur Besetzung der Stelle des Baudirektors wurde beschlossen,

durch den Magistrat einen Konkurs auszuschreiben . Nach erfolgter Be¬

setzung der Baudirektorsstelle hat derselbe einen Besetzungsvorschlag für

sämmtliche nach der beschlossenen Reorganisirung shstemisirten Stellen

des Stadtbauamtes an den Magistrat zu machen , und zwar soll die Be¬

setzung dieser Stellen durch die dermalen beim Stadtbauamte Bedien¬

steten nach ihren Qualifikazionen stattfinden . Zur Besetzung jener Stellen,

welche theils aus Unzulänglichkeit in dem vorhandenen Status oder viel¬

leicht aus Nichtqualifikazion Einzelner desselben nicht zur Besetzung ge¬

langen , wird über weiteren Beschluß des Gemeinderathes ein Konkurs

durch den Magistrat ausgeschrieben werden , worüber dann der Bau¬

direktor , wie vorbemerkt , den Besetzungsvorschlag an den Magistrat zu er¬

statten hat . Der Magistrat hat jedesmal den erhaltenen Besetzungsvor¬

schlag mit seinem darauf bezüglichen Gutachten dem Gemeinderathe zur

Beschlußfassung vorzulegen.

In Folge eines Beschlusses der Vierundzwanziger -Kommission des

Gemeinderathes sind von sämmtlichen Referenten des Magistrates Gut¬

achten verfaßt worden , welche Vereinfachungen oder Verbesserungen in

der Geschäftsführung der einzelnen Departements und der Hilfsämter des

Magistrates zulässig erscheinen . Diese Gutachten wurden im Plenum des

Magistrates berathen und mit einem umfassenden Gutachten des Herrn

Vize -Bürgermeisters Ritter von Bergmüller versehen dem Gemeinderathe

beziehungsweise seiner Vierundzwanziger -Kommission zur weiteren Be-

rathung vorgelegt.

In dem Konzepts - Status des Magistrates haben sich durch die

Pensionirung der Magistratsräthe Gottmann und Hell so wie durch das

Ableben der Räthe Plasun und Sirsch und einiger anderen Konzepts¬

beamten , mehrere Beförderungen und Vorrückungen in den verschiedenen

Dienstes -Kathegorien ergeben.

Durch die sonach im Konzepts -Status erfolgten Erledigungen wurden

die Herrn Sekretäre Eduard Czcfchka , Anton Böhm , Franz Späth und

Georg Hollensteiner zu Magistratsräthen , dann die Herrn Untersuchungs-
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Kommissäre Silvester Ha dich er , Eduard Wagner , Inkali Mathe , August

Martini , Joses Dachauer zu Sekretären , dann die Herrn Konzipisten Josef

Krummer , Dr . Siegfried Höpfncr v. Brendt , Josef Bauch , Heinrich Bnrtik

und Nikolaus Bertel zu Untersuchungs -Kommissären , ferner die Herrn

Konzepts -Adjunkten Eduard Struschka , Hubert Furch , Viktor Lnchau,

Kart Wopalenzky , Kart Weniger , Kart Frei ) , Eduard Wirrer und Franz

Irlcn zu Konzipisten , endlich die Herrn Konzepts -Praktikanten Eduard

Mali ) , Rudolf Schelte , Kart Handt , Ferdinand Kronamctter , Kart Halle-

dauer , Frau ; Schader , Johann Watdschütz , Eduard Stcnzinger , Moriz

Drei )er , Franz Zcchmcister und Joses Dürndaucr zu Konzepts -Adjunkten

befördert.

Im Stande der Buchhaltung haben sich Beförderungen ergeben;

es wurden nämlich durch die Ernennung des Rechnungsrathes Kart Appel

zum Direktor der Zentral -Markthalle und durch die , in Folge der Ge¬

nehmigung des neuen Statutes stattgefundene Umgestaltung eines provi¬

sorischen Departements in ein definitives , zwei Rechnnngsrathsstellen er¬

ledigt . Beide Rechnungsrathsposten wurden verliehen den Rechnungsoffi¬

zialen Karl Mayer und Ferdinand Schmidt . Außerdem fanden noch meh¬

rere graduelle Vorrückungen statt.

Im Personalstande des Bberkammeramtes sind durch die Pensio-

nirung des Liquidators Rosenstein mehrere Personalveränderungen ein¬

getreten.

In Folge der Pensionirung des gewesenen Stcucramtsdircktors

Jung und des Ablebens des Amtskontrollors im städtischen Stcueramtc

Reiff hat die Besetzung der Direktorstelle durch den Kassakontrollor Herrn

Rudolf Nehak und jene des Amtskontrollors durch den Liquidator Karl

Bayer , so wie die Besetzung der weiter hiedurch in Erledigung gekommenen

Stellen stattgefunden.

Durch die ungünstigen Lokalverhältnisse und die Unzulänglichkeit

der im Steueramte mit Rücksicht auf den fortwährenden Geschäftsznwachs

in Verwendung stehenden Arbeitskräfte ist die Nothwendigkeit herbeige¬

führt worden , die Steueramts -Loknlitätcn im Laufe des Jahres 1864

einer durchgreifenden Adaptirung zu unterziehen , wobei vor allem für die
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Herstellung eines den gegenwärtigen Anforderungen entsprechenden Par-

theienzimmerS Sorge getragen , dann die Erweiterung der zur Liquidatur

bestimmten Räumlichkeiten erzielt und ein zweckmäßiges Kassalokale ge¬

schaffen wurde.

Um ferner eine gleichmäßige Vertheilung der Arbeiten , eine größere

Genauigkeit in der Evidenz und eine schnellere Abfertigung der Partheien

zu ermöglichen , ist zu den bereits früher bewilligten Verbesserungen noch

die weitere Eintheilung sammtlicher Steuergattungen in acht Sekzionen

und behufs der Ausführung dieser organisatorischen Verfügung die Zu¬

weisung von fünf Aushilfsbeamten aus dem Kanzleistatus genehmigt
worden.

Nachdem durch die Aktivirung der Gemeinde -Bezirks -Vertretungen

in den Vorstädten die den früheren Gemeinden zugewiesenen Aktuare

verfügbar geworden waren , und es bei der geringen Anzahl dieser Beam¬

ten nicht zweckdienlich schien , für dieselben einen eigenen Status zu bilden,

so hatte der Gcmeinderath angeordnet , daß diese Beamten in den Kanz-

lcislatus des Magistrats einzureihen seien und ist zu diesem Zwecke jener

Status um acht Bssinal - und vier Akzelsistcnjkcllcn vermehrt worden.

Demgemäß sind auch alle verfügbaren Gemeindeaktuare nach Maß¬

gabe ihrer Dienstzeit und ihres Ranges in den Kanzleistatns eingereiht
worden.

Der Stadtbauamtsdirektor Kajetan Schiefer wurde über sein Ein¬

schreiten jubilirt und demselben mit Rücksicht auf seine beinahe fünfzig¬

jährige eifrige und ehrenvolle Dienstleistung außer dem vollen Aktivi-

tätsgchalte per 2100 fl . eine jährliche Personalzulage von 800 sl. ange¬

wiesen.

Zur Aneiferung der jüngeren Arbeitskräfte des Stadtbauamtes wur¬

den bis zur Reorganisirung dieses Amtes außer den schon bestehenden

Sustrntaflonsbeiträgen die vier ältesten Bauamtspraktikanten mit solchen

von je 300 fl . bedacht ; ferner ist die Anzahl der technischen Diurnisten

behufs der Anfertigung des General -Baulinienplanes um zwei vermehrt
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und die Aufnahme einer Reihe von Praktikanten genehmiget worden . Von

prinzipieller Wichtigkeit ist ferner die beschlossene Einreihung der beiden

Exersicrmeister der städtischen Löschmannschaft , dann der drei Rathhaus¬

wächter in den Stand der magistratischen Diener.

Um das Personale der Löschanstalt seiner eigentlichen Bestimmung

nicht zu entziehen , wurden statt der bisher zum Mnndiren im Banamte

und zu den Vermessungsgeschäften verwendeten Löschmänner zwei Man¬

danten ans dem städtischen Kanzleistatus zugewicsen , und die Verwendung

von zwei Taglöhnern der Stadtsänberungsanstalt zu Vermessungen ge¬

nehmiget.

Im Zulkellungspersomüe zeigten sich bereits bedeutende Lücken, welche

dadurch entstanden sind, daß viele für dieses Geschäft bestimmte Diener

aushilfsweise zu anderen Verrichtungen , wie zur Taxeinhcbnng n . dgl .,

verwendet werden . Da aber die zur Zustellung gelangenden Eppcdizionen

immer möglichst schnell an ihre Adresse befördert werden müssen , so blieb

inzwischen nichts anderes übrig , als Individuen im Taglohn , welche je¬

doch nicht beeidet sind , zur theilweisen Besorgung des Zustellungsge¬

schäftes aufzunehmen.

Der Magistrat hat jedoch diesen Vorgang im Interesse des Dien¬

stes fernerhin nicht für zulässig erkannt und daher eine entsprechende Ver¬

mehrung der Amtsdienerstellen beantragt , welcher Antrag der Viernnd-

zwanziger -Kommission des Gemeinderathes zur Beurthcilnng vorliegt und

von dieser bei den Berathungen über die Verbesserungen der Geschäfts¬

führung des Magistrates und seiner Hilfsämter in Erwägung gezogen
werden wird.

Es besteht die gesetzliche Verpflichtung , daß die Gemeinden bei Be¬

setzung van Dicncrstcllcn ans gediente Militärs vorzüglich Rücksicht neh¬

men sollen . Diese Verpflichtung steht jedoch nicht nur mit der Autonomie

der Gemeinden im Widerspruche , sondern ist bei der Kommune Wien

füglich auch nicht leicht durchführbar , weil die hierortigen Diener eine

genaue Lokalkenntniß besitzen und mit den hiesigen Verhältnissen über¬

haupt vertraut sein müssen , wozu erforderlich ist, daß dieselben früher in
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den minderen städtischen Diensteskathegorien , als in der Feuerwehr , Exe-

knzionsmannschaft u . dgl . verwendet wurden . Aus diesem Grunde wurde

dem k. k. Staatsministerium eine nwtivirte Vorstellung überreicht , damit

es von der angeführten Verpflichtung das Abkommen erhalte und bei der

bisherigen praktischen Gepflogenheit , wornach ohnehin , soweit es thunlich

ist, bei Besetzung von Dienerstellen auch auf gediente Militärs Rücksicht

genommen wird , belassen werde , doch ist eine definitive Entscheidung hier¬

über noch nicht erflossen.

Im Jahre 1864 war dem Gemeinderathe dreimal die Veranlas¬

sung geboten , mit der Verleihung des Ehrrnbürgerrechtes der Stadt Wien

vorzugehen . Der erste Anlaß war der 74 . Geburtstag des viclverdienten

und ausgezeichneten Dichters Franz Grillparzer , welcher stets an den

Schicksalen Wiens den innigsten Antheil genommen und auch im Aus¬

lände als eine Zierde der Wiener Dichterschule anerkannt ist , weßhalb

der Gemeinderath beschlossen hatte , ihm zur Feier dieses Tages das

Diplom eines Ehrenbürgers der Stadt Wien zu überreichen.

Die zweite Verleihung des Ehrenbürgerrcchts erfolgte gleichfalls

an einen der hervorragendsten und allseitig gefeierten Dichter Oester¬

reichs , nämlich an Se . Exzellenz den Grasen Anton Auersperg (Ana¬

stasius Grün ) , welcher bereits in der Zeit vor dem Jahre 1848 in

ebenso zündenden wie glühenden Worten für die Freiheit sang , schon

damals durch seine dichterische Muse zur Erwärmung der Gemüther und

zur Belebung des Geistes für die durch das gnädige Wort Sr . Majestät

des Kaisers zur That gewordene Freiheit wirkte.

Die dritte Verleihung des Ehrenbürgerrechts der Stadt Wien ge¬

schah , um den Heldenmuth der siegreichen österreichischen Armee zu ehren,

welche unter ihrem tapferen und ausgezeichneten Führer , Sr . Exzellenz

dem Feldmarschall - Lieutenant Frcihcrrn von Gable ») , in Schleswig so

ruhmreich gekämpft hatte und mit Lorbeern bedecke aus dem Kampfe zu¬

rückkehrte . Dieß gab dem Gemeinderathe die Veranlassnng , nicht nur

Se . Exzellenz den Feldmarschall -Lieutenant Freihsrrn von Gablenz zum

Ehrenbürger der Stadt Wien zu ernennen , sondern auch den siegreich
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rückkehrenden Truppen bei ihrem , am 30 . November 1864 stattgehabten

Einzuge in Wien einen festlichen Empfang zu bereiten , und überdieß

jeden Mann , vom Feldwebel und den äquiparirenden Chargen abwärts

mit einem Gulden österr . Währung zu betheilen.

Die kommunale Auszeichnung der Verleihung der goldenen Salvator-

Medaille wurde im Jahre 1864 acht Personen verliehen , und zwar erhiel¬
ten die große Salvator -Medaille:

1. der Commandeur des ritterlichen Ordens der Kreuzherren mit dem

rothen Sterne und Pfarrer bei St . Karl Herr Adam Straka für

seine vielen Verdienste um Schule , Seelsorge und Armcnwesen;

2 . der gewesene Armenvater in Margarethen Herr Mathias Peysus;

für seine hervorragenden Verdienste für das Armen - und Schul¬
wesen;

3 . der Bürger , Hausbesitzer und Schneidermeister Herr Fron , Hom¬

merich für seine Verdienste in bürgerlicher und gewerblicher Be¬
ziehung;

4 . der Bürger und Glasermeister Herr Fran ; Kri » für seine hervorra¬

genden Leistungen im Armenwesen , und

5 . der bürgerliche Handelsmann und Hausbesitzer Herr Michael Bcr-

kowitsch für seine vielen Verdienste , welche er sich um Armeuweseu,

dann in industrieller Beziehung und insbesondere als Direkzions-

mitglied des Handlungskrankcn - und Pensions - Institutes in Wien
erworben hat.

Die kleine goldene Salvator -Medaille wurde verliehen:

dem Hausbesitzer und Armenbezirksdirektor in Neulerchenfeld Herrn
Johann Wagner,

dem Armenvater und Armeninstituts -Rechunngsführer Herrn Joses
Aigner , und
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dem Bürger und Hausinhaber Herrn Josef Lang für ihre hervorragenden

Leistungen im Armenwesen.

Die bisher alljährlich stattgehabte Feier des 26 . Februar , als des

Jahrestages der Verleihung der Verfassung durch Se . k. k. apost . Ma¬

jestät , gab dem Gemeinderathe Anlaß , in Erwägung zu ziehen , ob nicht

zu dieser Festfeier ein anderer mehr entsprechender Tag gewählt werden

solle , weil eine allgemeine Theilnahme der Bevölkerung an den Feier¬

lichkeiten im Winter nicht möglich ist.

Der Gemeinderath beschloß , mit Rücksicht auf die günstigen Resultate

des im August l863 im k. k. Prater abgehaltenen Volksfestes , am 18.

August eines jeden Jahres als dem Geburtsfeste des Allerhöchsten Ge¬

bers der Verfassung ein großes Volksfest abzuhalten , mit welchem auch

die Versasfungsfeier zu verbinden ist . Ungeachtet der Abhaltung des

Volksfestes am 18 . August bleibt jedoch die Feier eines durch die Ge¬

meindevertretung zu veranlassenden Gottesdienstes im St . Stefansdom

sowie die Bctheilung der Armcnpfründner in den Versorgungöhäusern

am 26 . Februar jeden Jahres wie bisher aufrecht.

Das in Folge dieses Beschlusses am 18 . August 1864 stattgehabte

Volksfest war in Folge der aufopfernden Bemühungen des vom Ge¬

meinderathe gewählten Fest -Komitü 's , bestehend aus den Herrn Gemeinde-

räthen Frankl (als Obmann ) , Abel , Greil , vr . Lerch , Metaxa , Mohr,

Passeath , Paltingcr , Pollak , Schissner , Schnürer und Vhl , von dem

besten Erfolge begleitet und konnte durch das Erträgniß der mit diesem

Feste in Verbindung gestandenen Lotterie , zu welcher 283222 Loose um

den geringen Preis L 5 kr. abgesetzt worden waren , nach Abzug der

Ausgaben hiefür ein Reinerträgniß von 8512 fl . 25 kr. dem Armenfonde

zugeführt werden . Die Gesammtauslagen llir das Arrangement des Volks¬

felles von Seite der Kommune betrugen 13 .354 fl . 65 kr. , und ergab

sich sonach im Vergleiche zu dem vom Gemeinderathe bewilligten Betrage

per 16 000 fl . ein Ersparniß von 2645 fl . 35 kr.

Die in den Tagen vom 30 . August bis 2 . September in Wien

stattgehabte Versammlung der Architekten und Ingenieure Deutschlands
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konnte die Gemeindevertretung nicht vorüber gehen lassen , ohne ihren gast¬

freundlichen Sinn , so wie bei früheren ähnlichen Anlässen , zu bethätigen,

indem sie die Versammlung solcher Notabilitäten aus ganz Deutschland

nicht nur durch ihr Präsidium freundlich begrüßte , sondern auch eine

heitere Zusammenkunft der sämmtlichen Teilnehmer an der Versammlung

mit den Vertretern der Kommune in den Räumen des fürstlich Licchten-

stein 'schen Gartens in der Rossau veranlaßte.

II . Sckzioii:
Innere Angelegenheiten , Handel und Gewerbe.

Aus den vielen und mannigfaltigen Geschäftsgegenständen der inne¬

ren Verwaltung , welche dieser Sekzion zugewiesen sind , glaube ich nach¬

stehende Agenden hervorheben zu sollen.

In Folge der vielen Neubauten , welche außerhalb der Favoriten¬

linie ausgeführt wurden , mußten daselbst in der Himberger - und Laxen-

burgerstraße , dann in der Landgut -, Keppler - und Raaberbahngasse die

Bricntirungsnummern abgeändert , 21 Gassen und 3 Plätze mit neuen

Namen bezeichnet und die Anbringung der Orientirnngsnummcrn nach

der vom Gemeinderathe beschlossenen Häuser -Numerirung durchgeführt

werden . Außerdem wurden in der Gonzaga - und Salzthorgasse im I .,

in der Schreigasse im II ., und in der Reinprechtsdorferstraße im V.

Bezirke die Orientirungsnummern abgeändert . Die obere und untere

Fischergasse im II . Bezirke erhielten neue Namen und zwar die erstere

den Namen Fischer -, die zweite den Namen Asperngasse.

Die Werderthor -, Eslinger -, Boerhave - und Künstlergasse , dann der

Kolowrat - und Parkring , endlich die Schwarzhorn - und Rampersdorfer-

gasse wurden neu numerirt und in mehreren Gassen die fehlenden Orien¬

tirungsnummern ergänzt.
3
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